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[Praxis-LOGO]
[Name der Ärztin / des Arztes / Adresse der Praxis] 


vom: [Datum]

7.V-3 Mustervorlage Dienstvertrag
Dienstvertrag

abgeschlossen zwischen Frau ………………………………………………………………

Ordinationsadresse: ...................................................................................................................

als Arbeitgeberin und 

Frau................................................................................................................................

geboren am ...................................................in ........................................................................ wohnhaft in ................................................................................................................................
Staatsbürgerschaft ..........................................,

als Arbeitnehmerin wie folgt:

§ 1 Tätigkeit/Verwendung
Frau ..........................................................................................................................................
im Folgenden kurz Arbeitnehmerin genannt, wird als …………………………………………….
………………………………………………………………………………………………………..….

beschäftigt. Die Arbeitnehmerin übernimmt insbesondere folgende Aufgaben:

....................................................................................................................................................

....................................................................................................................................................

....................................................................................................................................................

....................................................................................................................................................

....................................................................................................................................................

Der Arbeitgeberin steht es jederzeit frei, die Arbeitnehmerin fallweise oder dauernd mit anderen Tätigkeiten in der Ordination zu betrauen.

§2 Dienstort
Als Dienstort gilt der jeweilige Ordinationssitz der Arbeitgeberin. Die Arbeitgeberin behält sich jedoch vor, die Arbeitnehmerin auch an anderen Ordinationsstätten der Arbeitgeberin zu beschäftigen. Die Arbeitnehmerin erklärt ausdrücklich, mit einer allfälligen Veränderung des Dienstortes einverstanden zu sein.
§ 3 Beginn, Dauer
Das Dienstverhältnis beginnt mit …………………………………………und wird 
· auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Der erste Monat gilt als Probezeit, während der das Dienstverhältnis ohne vorherige Kündigung jederzeit beendet werden kann.

· befristet bis ……………………………..abgeschlossen, wobei der erste Monat als Probemonat gilt, welcher in den Fristenlauf eingerechnet wird und während dessen das Dienstverhältnis ohne vorherige Kündigung jederzeit beendet werden kann.

Das Dienstverhältnis endet daher zu diesem Zeitpunkt, ohne dass es einer Kündigung bedarf.
Wird das Dienstverhältnis nach Ablaufen der Befristung weiter fortgesetzt, so geht es in ein unbefristetes Dienstverhältnis über.

Nach Ablaufen des Probemonats bzw. im Befristungsfall bei Verlängerung nach Ablaufen der Befristung, kann das Dienstverhältnis von beiden Seiten unter Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfrist derart gekündigt werden, dass es am Letzten eines Kalendermonats endet.
§ 4 Arbeitszeit
Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit beträgt …………………… Stunden.

Die Aufteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Werktage erfolgt, unter Berücksichtigung der Ordinationszeiten nach den Erfordernissen der Ordination der Arbeitgeberin, durch die Arbeitgeberin wie folgt:

	
	von
	bis

	Montag
	Uhr
	Uhr

	Dienstag
	Uhr
	Uhr

	Mittwoch
	Uhr
	Uhr

	Donnerstag
	Uhr
	Uhr

	Freitag
	Uhr
	Uhr

	Samstag
	Uhr
	Uhr


Die Arbeitgeberin behält sich eine jederzeitige Änderung der Dienstzeiteinteilung aus betrieblichen Gründen vor.

Bei Vorliegen eines erhöhten Arbeitsbedarfes hat die Arbeitnehmerin auf Anordnung Mehrarbeit bzw. Überstunden zu leisten.
Mehrarbeit und Überstunden werden grundsätzlich durch Zeitausgleich abgegolten. Können diese jedoch nicht spätestens ………. Monate nach Ablauf jenes Monats, in dem sie geleistet wurden, ausgeglichen werden, so werden diese entsprechend den gesetzlichen bzw. kollektivvertraglichen Bestimmungen vergütet.
§ 5 Anrechnung von Vordienstzeiten

Der Arbeitnehmerin werden folgende Vordienstzeiten angerechnet:

.........................................................................................................................................

.........................................................................................................................................

.........................................................................................................................................

Die Anrechnung der Vordienstzeiten gilt für folgende Ansprüche:

a) Entgelt

b) Urlaub (die Anrechnung erfolgt zumindest in dem nach §3 Urlaubsgesetz vorgesehenen Ausmaß)
c) Entgeltfortzahlung

d) Kündigungsfristen

e) ...........................................

§6 Einstufung, Vergütung

Die Einstufung erfolgt unter Anrechnung der Vordienstzeiten in die 
Berufsgruppe ...................................................... mit ..................... Berufsjahren des Kollektivvertrags für Angestellte ……………………………………………………………………

…………………………………………………………………………………………………………
Das tatsächliche monatliche Bruttogehalt beträgt  ……………………………………………, wobei die Auszahlung bis längstens Monatsletzten im Nachhinein im Wege der bargeldlosen Zahlung auf das von der Arbeitnehmerin bekanntzugebende Konto erfolgt. 

Die Arbeitnehmerin hat weiters Anspruch auf folgende monatlichen Bezüge (Zulagen etc):

a) ……………………………………................................................................................

b) ……………………………………................................................................................

c) ....................................................................................................................................

d) ....................................................................................................................................

e) ....................................................................................................................................

Anspruch und Fälligkeit der Sonderzahlungen (13.u.14. Monatsgehalt) richten sich nach dem anzuwendenden Kollektivvertrag.
§ 7 Dienstverhinderungen 

Die Arbeitnehmerin hat der Arbeitgeberin Dienstverhinderungen ohne Verzug zu melden.
Für Dienstverhinderungen in Folge von Krankheit oder einem Unglücksfall, die über 3 Kalendertage andauern, hat die Arbeitnehmerin der Arbeitgeberin, sofern sie nicht bei der Arbeitgeberin selbst in Behandlung steht, ohne weitere Aufforderung eine Bestätigung der zuständigen Krankenkasse (einer Kassenärztin / eines Kassenarztes), über Ursache und Dauer der Arbeitsunfähigkeit vorzulegen. Die Bestätigung muss, soweit dies nicht unzumutbar ist, spätestens am dritten Kalendertag nach Eintritt der Dienstverhinderung bei der Arbeitgeberin einlangen.
§ 8 Urlaub

Das Ausmaß des jährlichen Erholungsurlaubes richtet sich nach den Bestimmungen des Urlaubsgesetztes bzw. des Kollektivvertrags für Angestellte ………………………………….

…………………………….………………………………………
Ein Teil des Gebührenurlaubes im Ausmaß von mindestens ……… Werktagen, ist zwischen

Arbeitgeberin und Arbeitnehmerin mindestens ……… Monate vor Antritt des Urlaubs zu ver-einbaren.

Der restliche Urlaub ist unter Berücksichtigung der Ordinationserfordernisse und unter Bedachtnahme auf die Interessen der Arbeitnehmerin zu vereinbaren.

Die Arbeitnehmerin erklärt sich weiters damit einverstanden, den Gebührenurlaub während

der Dauer des Betriebsurlaubes bzw. während der von der Arbeitgeberin wahrgenommenen

Kongresstermine zu konsumieren, sofern nicht zwingende Interessen dem entgegenstehen.
§ 9 Auflösung des Dienstverhältnisses
Das Dienstverhältnis kann von der Arbeitgeberin unter Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfrist jeweils zum Letzten eines jeden Kalendermonates gelöst werden.

Die Kündigungsfrist der Arbeitnehmerin wird der Kündigungsfrist der Arbeitgeberin gleichgestellt, d.h. die Arbeitnehmerin hat im Falle einer Kündigung dieselbe Frist einzuhalten, wie sie die Arbeitgeberin aufgrund der Dauer des Dienstverhältnisses einzuhalten hätte.

Allfällige Resturlaube bzw. offene Zeitguthaben werden von der Arbeitnehmerin, sowohl im Falle einer Arbeitgeberinnen-, als auch im Fall einer Arbeitnehmerinnenkündigung, während der Kündigungsfrist konsumiert.
Tritt die Arbeitnehmerin ohne wichtigen Grund vorzeitig aus, oder trifft sie ein Verschulden an der vorzeitigen Entlassung, so steht der Arbeitgeberin Anspruch auf Ersatz des ihr verursachten Schadens zu. Dieser allfällige Schadenersatzanspruch wird ohne Rücksicht auf den tatsächlich entstehenden Schaden im beiderseitigen Einvernehmen pauschaliert. Die Arbeitnehmerin schuldet daher der Arbeitgeberin als Konventionalstrafe den gleichen Betrag, den die Arbeitgeberin bei einem von ihr verschuldeten vorzeitigen Austritt an die Arbeitnehmerin als Kündigungsentschädigung bezahlen müsste, jedoch höchstens drei Monatsentgelte.
Die Konventionalstrafe ist mit der Auflösung des Dienstverhältnisses fällig.

§ 10 Verfall von Ansprüchen
Es wird vereinbart, dass offene Ansprüche aus dem gegenständlichen Dienstverhältnis bei sonstigem Verfall innerhalb von sechs Monaten ab Fälligkeit bei der Dienstgeberin schriftlich geltend gemacht werden müssen. Bei rechtzeitiger Geltendmachung bleiben die maßgeblichen Verjährungs- bzw. Verfallfristen gewahrt. Die Bestimmungen laut Kollektivvertrag sind zu beachten.
§ 11 Arbeits- und Verschwiegenheitspflicht

Die Arbeitnehmerin hat die ihr übertragenen Aufgaben gewissenhaft wahrzunehmen und ist insbesondere verpflichtet, über alle ihr im Zusammenhang mit der Ausübung ihres Dienstes bekannt gewordenen Umstände, insbesondere über den Gesundheitszustand von Patientinnen / Patienten strengstes Stillschweigen zu bewahren. Diese Verpflichtung besteht nicht nur während der Dauer des aufrechten Dienstverhältnisses, sondern auch darüber hinaus. Die Weitergabe von vertraulichen Informationen aus der Ordination bzw. der ärztlichen Tätigkeit kann einen Entlassungsgrund darstellen und zur Schadenersatzleistung verpflichten.
Weiters verpflichtet sich die Arbeitnehmerin:

· die festgesetzte Arbeitszeit einzuhalten und bei Bedarf auch Überstunden bzw. Mehrarbeit zu leisten,
· die Praxiseinrichtung und das Arbeitsmaterial nur zu den ihr aufgetragenen Arbeiten zu verwenden, keinen Missbrauch damit zu treiben und sorgsam damit umzugehen,
· die in einer Arztordination gebotene besondere Sauberkeit in den Ordinationsräumen zu beachten und
· alle wichtigen Vorkommnisse dem Dienstgeber zu melden.

§ 12 Nebenbeschäftigung

Die Arbeitnehmerin verpflichtet sich, ihre volle Arbeitskraft in den Dienst der Arbeitgeberin zu stellen. 

Während der Dauer des Dienstverhältnisses darf die Arbeitnehmerin ohne vorherige schriftliche Zustimmung der Arbeitgeberin keine Nebenbeschäftigung, welcher Art auch immer, ausüben.

§ 13 Aus- und Fortbildungskosten
Die Arbeitnehmerin verpflichtet sich zur fachlichen Weiterbildung und erklärt sich bereit, an von der Arbeitgeberin angebotenen Fortbildungskursen aktiv teilzunehmen. 

Werden die Kosten solcher Fortbildungskurse von der Arbeitgeberin getragen, hat die Arbeitnehmerin diese zurückzuerstatten, wenn das Dienstverhältnis durch Arbeitnehmerinnenkündigung, verschuldete Entlassung oder unberechtigten vorzeitigen Austritt innerhalb von drei Jahren ab Beendigung der Fortbildungsveranstaltung endet. Der rückzahlbare Betrag reduziert sich um 1/36 pro angefangenen Monat ab dem Ende der Fortbildung. 
§ 14 Mitarbeitervorsorgekasse

Als Mitarbeitervorsorgekasse im Sinne des Bundesgesetzes über die betriebliche

Mitarbeitervorsorge gilt die

...................................................................................................................................................

(Name und Anschrift der Vorsorgekasse)

als vereinbart.

§ 15 Maßgebliche Rechtsgrundlagen

Soweit dieser Dienstvertrag keine Regelung enthält, gelten die Bestimmungen des Ange-stelltengesetzes sowie des Kollektivvertrages für ………………………………………………..

………….………………………….…………………………………………………………………...

Weiters sind für dieses Dienstverhältnis nachstehende Betriebsvereinbarungen anzuwenden:

…………………………………………………………………………………………………………

…………………………………………………………………………………………………………

…………………………………………………………………………………………………………

Der Kollektivvertrag sowie allfällige geltende Betriebsvereinbarungen liegen ………………..

…………………............................................................................................ zur

Einsichtnahme auf.

16. Schlussbestimmungen
Änderungen bzw. Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. 

Bei Unwirksamkeit oder Unmöglichkeit eines Vertragspunktes wird die Wirksamkeit der restlichen Vertragspunkte nicht berührt. 

Die Arbeitnehmerin bestätigt durch ihre Unterschrift, eine Ausfertigung dieses Vertrages erhalten zu haben und erklärt, diesen Vertrag genau gelesen zu haben und mit seinem Inhalt in allen Punkten einverstanden zu sein. 

…………………., am ………………………. 

………………………………………….. 
…………………………………………..
Unterschrift der Arbeitgeberin 
Unterschrift der Arbeitnehmerin
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